
Scheidungen nicht ausgehändigt, weil die Anstaltsleitung 
dem Angeklagten ihre Weitergabe an den Verteidiger 
untersagt mit dem Hinweis, es handele sich bei den 
Urteilen und Beschlüssen um Gegenstände, die zu den 
Effekten zu nehmen sind und deshalb nicht heraus­
gegeben werden dürfen.

Dadurch wird die sachgerechte, schnelle Bearbeitung 
von Rechtsmitteln außerordentlich erschwert. Auch den 
Beschluß, wonach eine Berufung als offensichtlich un­
begründet verworfen wird, erhält der Verteidiger nicht 
zugestellt. Er muß hinter ihm — beim Angeklagten — 
herlaufen, um zu erfahren, warum die Berufung „offen­
sichtlich“ fehl am Platze war; denn die Akten sind viel­
fach nicht mehr greifbar, weil sie sich bereits in der 
Strafvollstreckung befinden.

Der Verteidiger erfährt auch nichts von dem Erfolg 
seiner Anregung auf bedingte Strafaussetzung (§ 346 
StPO), es sei denn, daß der Verurteilte ihn selbst be­
nachrichtigt.

Ebensowenig erhält der Verteidiger eine Abschrift der 
Protestbegründung, obwohl er selbstverständlich seiner 
Berufungsbegründung stets einen Durchschlag für die 
Staatsanwaltschaft beifügt oder beifügen sollte. Hier sollte 
Wandel geschaffen werden. Zwar sagt die StPO nirgends 
ausdrücklich, daß Entscheidungen dem Verteidiger, also 
dem Bevollmächtigten, zuzustellen sind, und die Praxis 
unserer Gerichte geht fast einhellig dahin, die Ent­
scheidungen nur dem Angeklagten zuzustellen. Wenn 
man aber dem Verteidiger die Stellung eines Organs der 
Rechtspflege zuerkennt, ihn als Beteiligten im Strafver­
fahren ansieht, so muß dies geändert werden. Dabei 
würde es genügen, wenn der Verteidigung gleichzeitig 
mit der Zustellung an den Angeklagten die betreffende 
Entscheidung abschriftlich mitgeteilt würde. Auch in 
solchen Verfahren, in denen aus Gründen der Geheim­
haltung von Staatsinteressen und Staatsgeheimnissen 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist, dürften keine Be­
denken gegen die Zustellung der Entscheidungen an den 
Verteidiger bestehen.

Der Angeklagte hat das Recht, sich in jeder Lage des 
Verfahrens eines Verteidigers zu bedienen (§ 74 Abs. 1 
StPO). Eine Sprecherlaubnis für den Verteidiger ist im 
Gesetz nicht vorgesehen. Tatsächlich benötigt er nur 
eine vom Staatsanwalt oder vom Gericht auszustellende 
Bescheinigung darüber, daß er sich als Verteidiger in

einer bestimmten Strafsache gemeldet habe und daß er 
deshalb auch während des Ermittlungsverfahrens jeder­
zeit — gegebenenfalls unter Auflagen der Staatsanwalt­
schaft — berechtigt ist, mit dem Angeklagten zu sprechen 
(Verteidigerausweis).

Die bisherige „Sprecherlaubnis“ wird dieser ganz 
klaren Rechtslage nicht gerecht und hat dazu geführt, 
daß fast ausnahmslos „Sprecherlaubnis“ erst nach Er­
hebung der Anklage oder auch, und das wurde in Ver­
fahren bestimmter Art mehr und mehr zur Regel, erst 
nach Eröffnung der Hauptverhandlung erteilt wurde, 
und zwar zugleich mit der Übersendung der Termins­
ladung. Damit mußte der gesetzliche Grundsatz, wonach 
der Angeklagte sich jederzeit eines Verteidigers be­
dienen und mit ihm Verbindung aufnehmen kann, ver­
lorengehen.

Die neuerlichen Richtlinien der Obersten Staats­
anwaltschaft, wonach künftig grundsätzlich nach § 80 
Abs. 3 StPO zu verfahren ist, werden sicherlich all­
gemein begrüßt. Nur sollte Klarheit darüber bestehen, 
daß auf G r u n d  d e s  G e s e t z e s  so zu verfahren ist 
und nicht erst auf Grund einer dienstlichen Anweisung.

Schließlich sollte Klarheit darüber geschaffen werden, 
daß auch der S t r a f g e f a n g e n e  sich eines Ver­
teidigers bedienen kann, sei es für die Bearbeitung eines 
Antrages nach § 346 StPO, eines Gnadengesuches, einer 
Anregung der Kassation oder für die Bearbeitung einer 
Anregung zur Wiederaufnahme des Verfahrens. Bisher 
haben vereinzelt Strafvollstreckungsbehörden dem nicht 
Rechnung getragen und Vollmachterteilung oder Sprech­
erlaubnis in der unzutreffenden Annahme versagt, das 
Strafverfahren sei abgeschlossen. Es sollte in geeigneter 
Weise klargestellt werden, daß von einem Abschluß des 
Strafverfahrens erst am Ende der Strafvollstreckung ge­
sprochen werden kann.

Nach § 319 StPO ist für die Wiederaufnahme des Ver­
fahrens lediglich der Staatsanwalt antragsberechtigt. 
Auch dem Angeklagten sollte das Recht eingeräumt 
werden, einen solchen Antrag selbst oder durch einen 
Verteidiger zu stellen. Liegen auch keine allzu umfang­
reichen Erfahrungen hinsichtlich der Wiederaufnahme 
des Verfahrens vor, so kann doch gesagt werden, daß 
die wenigen Erfahrungen die hier gegebene Anregung 
unter allen Umständen rechtfertigen. Auch für die 
Wiederaufnahme des Verfahren sollte das Parteiprinzip 
gelten.

Die Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt und die Zuständigkeit der Gerichte
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Ausgelöst durch eine in der „Neuen Justiz“ ver­
öffentlichte Gerichtskritik des Kammergerichts zur Frage 
der Rücknehmbarkeit der Anklage nach Einreichung 
der Anklageschrift, in der ohne weitere Begründung 
die These aufgestellt wurde, nach Rückgabe der Sache 
gern. § 174 StPO gelange diese „wieder in die Zu­
ständigkeit der Staatsanwaltschaft“1), erschienen Ende 
des Jahres 1954 bis Anfang des Jahres 1955 in dieser 
Zeitschrift einige Beiträge, in denen das damit auf­
geworfene Problem der Rückgabe der Sache im Straf­
verfahren eine Behandlung erfuhr2). Auch einige 
Entscheidungen des Obersten Gerichts wurden hier abge­
druckt, die sich mit diesem Problem befaßten, aller­
dings stets im Zusammenhang mit der Lösung von 
Zuständigkeitsfragen3). Auf die Klärung dieser Fragen 
konzentrierte sich schließlich der Streit, womit schon 
angedeutet ist, von welcher Seite her ein Lösungsver­
such unternommen werden sollte, der nicht nur um 
eine theoretische Klarheit, sondern auch um praktische 
Hilfe bemüht ist.

I
Der Streit, von dem hier gesprochen wurde, betraf 

im wesentlichen die Frage, wie ein Gericht sich ver­
halten soll, das im Eröffnungsverfahren, d. h. also vor 
Erlaß des Eröffnungsbeschlusses, zu dem Ergebnis

1) NJ 1954 s. 90.
2) Feiler, NJ 1954 S. 467 «.; Herrmann, NJ 1955 S. 443 ff.; 

Ziegler, NJ 1955 S. 444 ff.
3) OG in NJ 1953 S. 414; NJ 1955 S. 191, S. 254; NJ 1956 S. 24.

kommt, daß ihm die (sachliche oder örtliche) Zuständig­
keit mangelt. Die Strafprozeßordnung gibt hierüber 
— das zeigt ein Blick in das Gesetz — keine eindeutige, 
um nicht zu sagen überhaupt keine Antwort. Hieraus 
erklärt es sich, daß recht verschiedene Ansichten ver­
treten wurden.

Zunächst äußerte sich das Oberste Gericht und schien 
den nach dem Wortlaut des Gesetzes am wenigsten ge­
künstelten Weg empfehlen zu wollen, das Gericht solle 
auf jeden Fall vor sich eröffnen und dann in der Haupt­
verhandlung nach § 227 StPO verweisen4). Auf das Un­
ökonomische einer solchen Verfahrensweise hat vor 
allem H e r r m a n n  hingewiesen5). Ergänzend sei be­
merkt, daß das Gericht, wenn es so verfährt, Gefahr 
läuft, seine im § 7 StPO normierte Pflicht zu verletzen, 
in jeder Lage des Verfahrens seine Zuständigkeit zu 
prüfen — eine Pflicht, die ohne Einbeziehung der Ver­
pflichtung, aus dieser Prüfung die notwendigen ver­
fahrensrechtlichen Konsequenzen zu ziehen, ohne Inhalt 
wäre.

Nach einer anderen Ansicht soll das Gericht dieser 
Pflicht aus § 7 StPO dadurch nachkommen, daß es einen 
Beschluß erläßt, durch den es die Hauptverhandlung 
vor dem zuständigen Gericht eröffnet, welches dann 
verpflichtet sei, die Hauptverhandlung durchzuführen6). 
Die Vertreter dieser Ansicht beriefen sich namentlich 
auf den Wortlaut des § 177 StPO (das Gericht, „vor dem

4) so OG in NJ 1953 S. 414, aber auch noch in NJ 1955 S. 254.
5) NJ 1955 S. 444.
6) so Feiler in NJ 1954 S. 467 und Herrmann in NJ 1955 S. 443.
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